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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung eines zusätzlichen Gemeinschaftszollkontingents (für das Jahr 1973) 
für Zeitungsdruckpapier der Tarifsteile 48.01 A des Gemeinsamen Zoiitarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme von dem Verordnungsent- 
wurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit Verordnung (EWG) Nr. 2738/72 vom 19. De- 
zember 1972^) hat der Rat für das Jahr 1973 ein 
Gemeinschaftszollkontingent für Zeitungsdruckpa- 
pier in Höhe von 1 160 000 Tonnen eröffnet und auf 
die Mitgliedstaaten aufgeteilt, das sich aus einer 
vertragsmäßigen Kontingentsmenge von 625 000 
metrisdien Tonnen und einer autonomen Menge von 
535 000 Tonnen zusammensetzt. 

Unter Berücksichtigung der derzeitigen Produk- 
tionsmöglichkeiten in der Gemeinschaft wird die vor- 
genannte Kontingentsmenge von 1 160 000 Tonnen 
den Einfuhrbedarf der Gemeinschaft an Zeitungs- 
drudepapier aus dritten Ländern nicht völlig decken. 
Es erscheint daher angezeigt, ein zusätzlidies Ge- 
meinschaftszollkontingent zu eröffnen, das. auf 
Grund der in den einzelnen Mitgliedstaaten aufge- 
stellten Vorausschätzungen gegenwärtig auf 110 000 
Tonnen festgesetzt werden kann. Da die Festset- 
zung dieser Menge auf vorsichtigen Voraussdiät- 
zungen beruht, schließt sie eine weitere Anpassung 
während des Kontingentszeitraums nicht aus. 

Für diese Ware haben die neuen Mitgliedstaaten 
im Jahr 1973 keine Angleichung ihrer nationalen 
Zollsätze an die des Gemeinsamen Zolltarifs vorzu- 
nehmen. Infolgedessen sind diese Mitgliedstaaten 
nicht verpflichtet, bei Eröffnung eines Gemeinschafts- 
zollkontingents ihre Zolltarife gegenüber dritten 
Ländern zu ändern. Aus diesem Grunde ist sowohl 
für die Ausnutzung der Zollkontingente als auch für 
die Anredinung der aus dritten Ländern oder den 


neuen Mitgliedstaaten eingeführten Waren auf ihre 
Quoten nur eine Beteiligung der Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusam- 
mensetzung vorzusehen. Dieses Gemeinschaftszoll- 
kontingent muß den obengenannten Bedingungen 
entsprechen. 

Ets ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinu- 
ierlichen Zugang zu diesem Kontingent haben und 
der vorgesehene Kontingentszollsatz fortlaufend 
auf sämtlidie Einfuhren der betreffenden Ware bis 
zur Erschöpfung des Kontingents angewendet wird. 
Der Gemeinschaftscharakter des Kontingents kann 
unter Beachtung der oben aufgestellten Grundsätze 
gewahrt werden, indem bei der Ausnutzung dieses 
Gemeinschaftszollkontingents von einer Aufteilung 
der Menge auf die Mitgliedstaaten ausgegangen 
wird. Um die tatsächliche Marktentwichlung dieser 
Ware weitestgehend zu berücksichtigen, ist diese 
Aufteilung entsprechend dem Bedarf der Mitglied- 
staaten vorzunehmen; dieser Bedarf wird an Hand 
der statistischen Angaben über die während eines 
repräsentativen Bezugszeitraums vorgenommenen 
Einfuhren aus dritten Ländern sowie nach den Wirt- 
schaftsaussichten für das betreffende Kontingents- 
jahr berechnet. 

Auf Grund der statistischen Angaben für die 
Jahre 1969 bis 1971 und der voraussichtlichen Ent- 
wicklung des Marktes für Zeitungsdruckpapier im 
laufenden Jahr ergab sich folgende prozentuale Be- 
teiligung an dem vorgenannten Gemeinschaftszoll- 
kontingent von 1 160 000 Tonnen: 

Deutschland 
Benelux 
Frankreich 
Italien 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 28. Dezember 1972, S, 133 


57,6 V. H. 

21.8 V. H, 

19.8 V. H. 
0,8 V. H. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
21. August 1973 - 1/4 (IV/1)~ 680 70 - E - Ze 5/73: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 3. August 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Da es sich um ein autonomes Gemeinschaftszoll- 
kontingent handelt, das zur Deckung des in der Ge- 
meinschaft auftretenden zusätzlichen Einfuhrbedarfs 
bestimmt ist, kann eingeräumt werden, daß die zu- 
sätzliche Kontingentsmenge nach Maßgabe des von 
den einzelnen Mitgliedstaaten gemeldeten tatsäch- 
lichen Bedarfs aufgeteilt wird. Deutschland, die 
Wirtschaftsunion Benelux und Frankreich haben 
einen zusätzlichen Bedarf von rund 8000 Tonnen, 
62 000 Tonnen bzw. 37 000 Tonnen angemeldet. Eine 
Beteiligung Italiens an der vorgesehenen Erhöhung 
des Gemeinschaftszollkontingents ist zur Zeit ange- 
sichts des Standes der Ausschöpfung der Quote, die 
ihm aus dem durch die obengenannte Verordnung 
eröffneten ursprünglichen Zollkontingent zugeteilt 
worden war, sowie auf Grund der letzten verfügba- 
ren wirtschaftlichen und statistischen Angaben nicht 
gerechtfertigt. Sollte allerdings in diesem Mitglied- 
staat später ein zusätzlicher Bedarf auftreten, so 
hätte dieser Staat stets die Möglichkeit, das in Arti- 
kel 3 dieser Verordnung festgelegte Verfahren in 
Anspruch zu nehmen. Dieses Aufteilungssystem ge- 
währleistet außerdem die einheitliche Anwendung 
des Gemeinsamen Zolltarifs. 

Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Ware Rechnung zu tragen, ist die Kon- 
tingentsmenge in zwei Raten zu teilen, wobei die 
erste Rate auf die antragsstellenden Mitgliedstaaten 
nach Maßgabe ihres tatsächlichen zusätzlichen 
Bedarfs aufgeteilt wird, während die zweite eine 
Reserve bildet, aus der später der Bedarf dieser 
Mitgliedstaaten im Falle einer Ausschöpfung ihrer 
neuen Quote sowie der gegebenenfalls in Italien 
auftretende Bedarf gedeckt werden soll. 

Die Quoten der Mitgliedstaaten können mehr 
oder weniger rasch ausgeschöpft werden. Deshalb 
und zur Vermeidung von Unterbrechungen muß je- 
der Mitgliedstaat, der seine erste Quote fast völlig 
ausgenutzt hat, die Ziehung einer zusätzlichen Quote 
auf die Reserve vornehmen. Diese Ziehung muß 
jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine zusätz- 
lichen Quoten jeweils fast völlig ausgeschöpft sind 
und soweit noch eine Reservemenge vorhanden ist. 
Die ursprünglichen und zusätzlichen Quoten müs- 
sen bis zum Ende des Kontingentszeitraums gelten. 
Diese Art der Verwaltung erfordert eine enge Zu- 
sammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der 
Kommission, die vor allem die Möglichkeit haben 
muß, den Stand der Ausnutzung der Kontingents- 
menge zu verfolgen und die Mitgliedstaaten darüber 
zu unterrichten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge der ursprünglichen Quote vor- 
handen, so muß dieser Staat einen erheblichen 
Prozentsatz davon auf die Reserve übertragen, damit 
vermieden wird, daß ein Teil des Gemeinschaftszoll- 
kontingents in einem Mitgliedstaat nicht ausgenutzt 
wird, während er in anderen Mitgliedstaaten ver- 
wendet werden könnte. 


Da sich das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg zu 
der Wirtschaftsunion Benelux zusammengeschlos- 
sen haben und durch diese vertreten werden, kann 
jede Maßnahme im Zusammenhang mit der Verwal- 
tung der dieser Wirtschaftsunion zugeteilten Quo- 
ten durch eines ihrer Mitglieder erfolgen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Bis zum 31. Dezember 1973 wird der Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs für Zeitungsdruckpapier der 
Tarifstelle 48.01 A im Rahmen eines zusätzlichen Ge- 
meinschaftszollkontingents von 110 000 Tonnen voll- 
ständig ausgesetzt. 

A r t i k e 1 2 

1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate von 107 000 Tonnen auf bestimm- 
te Mitgliedstaaten aufgeteilt. Die Quoten, die 
vorbehaltlich des Artikels 6 bis zum 31. Dezem- 
ber 1973 gelten, belaufen sich für diese Mitglied- 
staaten auf folgende Mengen: 

Deutschland 8 000 Tonnen, 

Benelux 62 000 Tonnen, 

Frankreich 37 000 Tonnen. 

2. Die zweite Rate in Höhe von 3000 Tonnen bil- 
det die Reserve. 

Artikel 3 

Tritt in Italien ein Bedarf an Zeitungsdruckpapier 
auf, so entnimmt dieser Mitgliedstaat eine ange- 
messene Quote aus der Reserve, soweit diese es 
gestattet. 

Artikel 4 

1. Hat einer der in Artikel 2 genannten Mitglied- 
staaten seine gemäß. Artikel 2 Absatz 1 festge- 
legte ursprüngliche Quote oder - bei Anwen- 
dung des Artikels 6 - die gleiche Quote abzüg- 
lich des auf die Reserve übertragenen Teils zu 
90 V. H. oder mehr ausgeschöpft, so nimmt dieser 
Mitgliedstaat unverzüglich durch Mitteilung an 
die Kommission die Ziehung einer zweiten Quote 
in Höhe von 10 v. H. seiner ursprünglichen 
Quote vor, soweit die Reservemenge ausreicht. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quote 
die zweite von diesem Mitgliedstaat gezogene 
Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgeschöpft, so 
nimmt dieser Mitgliedstaat unverzüglich nach 
dem in Absatz 1 genannten Verfahren die Zie- 
hung einer dritten Quote in Höhe von 5 v. H. 
seiner ursprünglichen Quote vor, soweit die Re- 
servemenge ausreicht. 
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3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quöte die 
dritte von diesem Mitgliedstaat gezogene Quote 
zu 90 V. H. oder mehr ausgeschöpft, so nimmt 
dieser Mitgliedstaat nach dem in Absatz 1 ge- 
nannten Verfahren die Ziehung einer vierten 
Quote in Höhe der dritten Quote vor. 

Dieses Verfahren wird sinngemäß bis zur völ- 
ligen Ausschöpfung der Reserve angewendet. 

4. Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 können 
diese Mitgliedstaaten niedrigere als die in diesen 
Absätzen vorgesehenen Quoten ziehen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß diese nicht 
ausgeschöpft werden können. Sie unterrichten 
die Kommission über die Gründe, die sie dazu 
veranlaßt haben, diesen Absatz anzuwenden. 


Artikels 

Die nach Maßgabe von Artikel 4 gezogenen zusätz- 
lichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1973. 


Artikel 6 

Hat einer der in Artikel 2 genannten Mitgliedstaa- 
ten seine ursprüngliche Quote am 15. November 
1973 nicht ausgeschöpft, so überträgt er spätestens 
am 10. Dezember 1973 von der nicht ausgeschöpften 
Menge den Teil, der 20 v. H. seiner ursprünglichen 
Quote übersteigt auf die Reserve; er kann eine 
größere Menge übertragen, wenn Grund zu der An- 
nahme besteht, daß die betreffende Menge nicht aus- 
genutzt werden kann. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens am 10. Dezember 1973 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Ware mit, die sie bis 
zum 15, November 1973 einschließlich getätigt und 
auf das Gemeinschaftszollkontingent angerechnet 
haben; außerdem teilen sie gegebenenfalls den Teil 
ihrer ursprünglichen Quote mit, den sie auf die Re- 
serve übertragen. 


Ar t i k e 1 7 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2, 3 und 4 eröffneten 
Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitgliedstaa- 
ten über den Stand der Ausschöpfung der Reserve, 
sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 


Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Dezember 1973 über den Stand der Reserve nach 
erfolgter Durchführung der Übertragungen gemäß 
Artikel 6. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Reserve 
ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Restmenge 
beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck dem 
Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vornimmt, 
den Restbetrag an. 

Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um durch die Eröffnung der gemäß 
Artikel 3 und 4 gezogenen zusätzlichen Quoten 
die fortlaufenden Anrechnungen auf ihren ku- 
mulierten Anteil an dem Gemeinschaftszollkon- 
tingent zu ermöglichen. 

2. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um den freien Zugang zu den ihnen 
zugeteilten Quoten allen in ihrem Gebiet ansäs- 
sigen Importeuren der betreffenden Ware zu ga- 
rantieren. 

3. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der Mit- 
gliedstaaten wird an Hand der Einfuhren der be- 
treffenden Ware aus dritten Ländern und aus 
den neuen Mitgliedstaaten festgestellt, die bei 
der Zollstelle zur Abfertigung zum freien Ver- 
kehr angemeldet worden sind. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren tatsächlich auf ihre 
Quoten angerechnet worden sind. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 

Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung eines zusätzlichen Gemeinschaftszollkontingents (für das Jahr 1973) 
für Ferroslliziummangan der Tarifstelle 73.02 D des Gemeinsamen Zolltarifs. 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme von dem Verordnungsent- 
wurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit Verordnung (EWG) Nr. 2730/72 vom 19. De- 
zember 1972 hat der Rat für das Jahr 1973 ein ver- 
tragsmäßiges zollfreies Gemeinschaftszollkontingent 
für Ferroslliziummangan der Tarifstelle 73.02 D des 
Gemeinsamen Zolltarifs in Höhe von 50 000 Tonnen 
eröffnet und auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt. 

Unter Berücksichtigung der derzeitigen Produk- 
tionsmöglichkeiten in der Gemeinschaft wird die 
vorgenannte Kontingentsmenge von 50 000 Tonnen 
den Einfuhrbedarf der Gemeinschaft an Ferrosili- 
ziummangan aus dritten Ländern nicht völlig decken. 
Es erscheint daher angezeigt, ein zusätzliches Ge- 
meinschaftszollkontingent zu eröffnen, das jedodi 
auf 25 000 Tonnen begrenzt werden müßte, damit die 
Aussichten des Produktionssektors in der Gemein- 
schaft nicht beeinträchtigt werden; aus den gleichen 
Gründen wird der anwendbare Kontingentszollsatz 
auf 4 V. H. festgesetzt. 

Für diese Ware haben die neuen Mitgliedstaaten 
im Jahr 1973 keine Angleichung ihrer nationalen 
Zollsätze an die des Gemeinsamen Zolltarifs vorzu- 
nehmen. Infolgedessen sind diese Mitgliedstaaten 
nicht verpflichtet, bei Eröffnung eines Gemein- 
schaftszollkontingents ihre Zolltarife gegenüber 
dritten Ländern zu ändern. Aus diesem Grunde ist 
sowohl für die Ausnutzung der Zollkontingente als 
auch für die Anrechnung der aus dritten Ländern 
oder den neuen Mitgliedstaaten eingeführten Waren 
auf ihre Quoten nur eine Beteiligung der Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung vorzusehen. Dieses Gemein- 
schaftszollkontingent muß den obengenannten Be- 
dingungen entsprechen. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lidien Zugang zu diesem Kontingent haben und der 
vorgesehene Kontingentszollsatz fortlaufend auf 
sämtliche Einfuhren der betreffenden Ware bis zur 
Erschöpfung des Kontingents angewendet wird. Der 
Gemeinschaftscharakter des Kontingents kann unter 
Beachtung der oben aufgestellten Grundsätze ge- 
wahrt werden, indem bei der Ausnutzung dieses Ge- 


meinschaftszollkontingents von einer Aufteilung der 
Menge auf die Mitgliedstaaten ausgegangen wird. 
Um die tatsächliche Marktentwicklung dieser Ware 
weitestgehend zu berücksichtigen, ist diese Auftei- 
lung entsprechend dem Bedarf der Mitgliedstaaten 
vorzunehmen; dieser Bedarf wird an Hand der stati- 
stischen Angaben über die während eines repräsen- 
tativen Bezugszeitraums vorgenommenen Einfuh- 
ren aus dritten Ländern sowie nach den Wirtschafts- 
aussichten für das betreffende Kontingent sjahr be- 
rechnet. 


Auf Grund der statistischen Angaben für die Jahre 
1969 bis 1971 und der voraussichtlichen Entwicklung 
des Marktes für Ferroslliziummangan im laufenden 
Jahr ergab sich folgende prozentuale Beteiligung an 
dem mit der obengenannten Verordnung eröffneten 
Gemeinschaftszollkontingent von 50 000 Tonnen: 


Deutschland 

Benelux 

Frankreich 

Italien 


87,24 V. H. 
8,72 V. H. 
0,21 V. H. 
3,83 V. H. 


Da es sich um ein autonomes Gemeinschaftszoll- 
kontingent handelt, das zur Deckung des in der 
Gemeinschaft auftretenden zusätzlichen Einfuhrbe- 
darfs bestimmt ist, kann eingeräumt werden, daß die 
zusätzliche Kontingensmenge nach Maßgabe des von 
den einzelnen Mitgliedstaaten gemeldeten tatsäch- 
lichen Bedarfs aufgeteilt wird. Deutschland und die 
drei zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammenge- 
schlossenen Mitgliedstaaten haben einen zusätz- 
lichen Bedarf von rund 30 000 Tonnen bzw. 4880 
Tonnen angemeldet. Eine Beteiligung der beiden an- 
deren Mitgliedstaaten an der vorgesehenen Erhö- 
hung des Gemeinschaftszollkontingents ist zur Zeit 
angesichts des Standes der Ausschöpfung der Quo- 
ten, die ihnen aus dem durch die obengenannte Ver- 
ordnung eröffneten ursprünglichen Zollkontingent 
von 50 000 Tonnen zugeteilt worden waren, sowie 
auf Grund der letzten verfügbaren wirtschaftlichen 
und statistischen Angaben nicht gerechtfertigt. Sollte 
allerdings in diesen Mitgliedstaaten später ein zu- 
sätzlicher Bedarf auftreten, so hätten diese Staaten 
stets die Möglichkeit, das in Artikel 3 dieser Ver- 
ordnung festgelegte Verfahren in Anspruch zu neh- 
men, Dieses Aufteilungssystem gewährleistet außer- 
dem die einheitliche Anwendung des Gemeinsamen 
Zolltarifs. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 28. Dezember 1972, S. 64 
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Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Ware Rechnung zu tragen, ist die Kon- 
tingentsmenge in zwei Raten zu teilen, wobei die 
erste Rate auf Deutschland und die Wirtschaftsunion 
Benelux aufgeteilt wird, während die zweite eine 
Reserve bildet, aus der später der Bedarf dieser Mit- 
gliedstaaten im Falle einer Auschöpfung ihrer neuen 
Quote, sowie der gegebenenfalls in den beiden ande- 
ren Mitgliedstaaten auftretende Bedarf gedeckt wer- 
den soll. Um den Importeuren der Mitgliedstaaten 
eine gewisse Sicherheit zu geben, ist es angezeigt, 
die erste Rate des Gemeinschaftszollkontingents 
verhältnismäßig hoch, und zwar im vorliegenden 
Fall auf 22 000 Tonnen festzusetzen. 

Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgeschöpft wer- 
den. Deshalb und zur Vermeidung von Unterbre- 
chungen muß jeder Mitgliedstaat, der seine ur- 
sprüngliche Quote fast völlig ausgenutzt hat, die Zie- 
hung einer zusätzlichen Quote auf die Reserve vor- 
nehmen. Diese Ziehung muß jeder Mitgliedstaat vor- 
nehmen, wenn seine zusätzlichen Quoten jeweils 
fast völlig ausgeschöpft sind und soweit noch eine 
Reservemenge vorhanden ist. Die ursprünglichen 
und zusätzlichen Quoten müssen bis zum Ende des 
Kontingentszeitraums gelten. Diese Art der Verwal- 
tung erfordert eine enge Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten und der Kommission, die vor 
allem die Möglichkeit haben muß, den Stand der 
Ausnutzung der Kontingentsmenge zu verfolgen 
und die Mitgliedstaaten darüber zu unterrichten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge der ursprünglichen Quote vor- 
handen, so muß dieser Staat einen erheblichen Pro- 
zentsatz davon auf die Reserve übertragen, damit 
vermieden wird, daß ein Teil des Gemeinschafts- 
zollkontingents in einem Mitgliedstaat nicht ausge- 
nutzt wird, während er in anderen Mitgliedstaaten 
verwendet werden könnte. 

Da sich das Königreich Belgien, das Königreich 
der Niederlande und das Großherzogtum Luxem- 
burg zu der Wirtschaftsunion Benelux zusam- 
mengeschlossen haben und durch diese vertreten 
werden, kann jede Maßnahme im Zusammenhang 
mit der Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion zu- 
geteilten Quoten durch eines ihrer Mitglieder erfol- 
gen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

A r t i k e 1 1 

Bis zum 31. Dezember 1973 wird der Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs für Ferrosiliziummangan 
der Tarifstelle 73.02 D im Rahmen eines zusätzlichen 
Gemeinschaftszollkontingents von 25 000 Tonnen bis 
auf 4 V. H. ausgesetzt. 


Artikel 2 

1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate von 22 000 Tonnen auf bestimmte 
Mitgliedstaaten aufgeteilt. Die Quoten, die vor- 
behaltlich des Artikels 6 bis zum 31. Dezember 
1973 gelten, belaufen sich für diese Mitgliedstaa- 
ten auf folgende Mengen: 

Deutschland 18 920 Tonnen, 

Benelux 3 080 Tonnen. 

2. Die zweite Rate in Höhe von 3000 Tonnen bildet 
die Reserve. 

Artikel 3 

Tritt in Frankreich oder in Italien ein Bedarf an Fer- 
rosiliziummangan auf, so entnehmen diese Mitglied- 
staaten eine angemessene Quote aus der Reserve, 
soweit diese es gestattet. 

Artikel 4 

1. Hat einer der in Artikel 2 genannten Mitglied- 
staaten seine gemäß Artikel 2 Absatz 1 festge- 
legte ursprüngliche Quote oder - bei Anwen- 
dung des Artikels 6 - die gleiche Quote abzüg- 
lich des auf die Reserve übertragenen Teils zu 
90 V. H. oder mehr ausgeschöpft, so nimmt dieser 
Mitgliedstaat unverzüglich durch Mitteilung an 
die Kommission die Ziehung einer zweiten Quote 
in Höhe von 10 v. H. seiner ursprünglichen Quote 
vor, soweit die Reservemenge ausreicht, 

2. Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem dieser Mitgliedstaaten ge- 
zogene Quote zu 90 v. H. oder mehr ausge- 
schöpft, so nimmt dieser Mitgliedstaat unverzüg- 
lich nach dem in Absatz 1 genannten Verfahren 
die Ziehung einer dritten Quote in Höhe von 
5 V. H. seiner ursprünglichen Quote vor, soweit 
die Reservemenge ausreicht. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem dieser Mitgliedstaaten gezogene 
Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so 
nimmt dieser Mitgliedstaat nach dem in Absatz 1 
genannten Verfahren die Ziehung einer vierten 
Quote in Höhe der dritten Quote vor. 

Dieses Verfahren wird sinngemäß bis zur völli- 
gen Ausschöpfung der Reserve angewendet. 

4. Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 können 
diese Mitgliedstaaten niedrigere als die in die- 
sen Absätzen vorgesehenen Quoten ziehen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß diese nicht 
ausgeschöpft werden können. Sie unterrichten die 
Kommission über die Gründe, die sie dazu ver- 
anlaßt haben, diesen Absatz anzuwenden. 

Artikel 5 

Die nach Maßgabe von Artikel 4 gezogenen zusätz- 
lichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1973. 
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Artikel 6 

Hat einer der in Artikel 2 genannten Mitgliedstaa- 
ten seine ursprüngliche Quote am 15. November 
1973 nicht ausgeschöpft, so überträgt er spätestens 
am 10. Dezember 1973 von der nicht ausgeschöpften 
Menge den Teil, der 20 v. H. seiner ursprünglichen 
Quote übersteigt, auf die Reserve; er kann eine 
größere Menge übertragen, wenn Grund zu der An- 
nahme besteht, daß die betreffende Menge nicht aus- 
genutzt werden kann. 

Diese Mitgliedstaaten teilen der Kommission spä- 
testens am 10. Dezember 1973 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Ware mit, die sie bis 
zum 15. November 1973 einschließlich getätigt und 
auf das Gemeinschaftszollkontingent angerechnet 
haben; außerdem teilen sie gegebenenfalls den Teil 
ihrer ursprünglichen Quote mit, den sie auf die Re- 
serve übertragen. 

Artikel 7 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2, 3 und 4 eröffneten 
Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitgliedstaa- 
ten über den Stand der Ausschöpfung der Reserve, 
sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Dezember 1973 über den Stand der Reserve nach 
erfolgter Durchführung der Übertragungen gemäß 
Artikel 6. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Reserve 
ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Restmenge 
beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck dem 
Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vornimmt, 
den Restbetrag an. 

Artikels 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um durch die Eröffnung der gemäß 
Artikel 3 und 4 gezogenen zusätzlichen Quoten 


die fortlaufenden Anrechnungen auf ihren kumu- 
lierten Anteil an dem Gemeinschaftszollkontin- 
gent zu ermöglichen. 

2. Die Mitgliedstaaten garantieren den freien Zu- 
gang zu den ihnen zugeteilten Quoten allen in 
ihrem Gebiet ansässigen Importeuren der betref- 
fenden Ware. 

3. Die Mitgliedstaaten rechnen die Einfuhren der 
betreffenden Ware aus dritten Ländern und den 
neuen Mitgliedstaaten nach Maßgabe der Ge- 
stellung der betreffenden Ware bei der Zollstelle 
mit einer Anmeldung zur Abfertigung zum freien 
Verkehr auf ihre Quoten an. 

4. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der Mit- 
gliedstaaten wird an Hand der gemäß Absatz 3 
angerechneten Einfuhren festgestellt. 


A r t i k e 1 9 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, weiche Einfuhren tatsächlich auf ihre 
Quoten angerechnet worden sind. 


Artikel 10 

Die Mitgiiedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 


Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 


Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


1. Den beigefügten Verordnungsentwürfen liegen 
Anträge verschiedener Mitgliedstaaten zugrunde, 
die für 1973 eine autonome Erhöhung der Gemein- 
schaftszollkontingente für Zeitungsdruckpapier und 
Ferrosiliziummangan wünschen. 

2. Die genannten Anträge wurden insbesondere 
während einer Konsultationstagung der Sachver- 
ständigen aller Mitgliedstaaten am 7. Juni 1973 auf 
der Grundlage der von den zuständigen Stellen ge- 
lieferten Angaben und Wirtschaftsvorausplanungen 
geprüft. Dazu ist zu bemerken - wie die Kommis- 
sion bereits unter Ziffer 2 der Begründung in der 
Anlage zu ihrem Schreiben vom 7. November 1968 
(Dok. R/ 195 1/68 - GZT 890) ausgeführt und unter Zif- 
fer 7 der Begründung in der Anlage zu ihrem Schrei- 
ben vom 30. September 1969 (Dok. R/1707/69 - GZT 
54) wiederholt hatte daß es bei den autonomen 
Gemeinschaftszollkontingenten nicht damit getan ist, 
lediglich systematisch eine Kontingentsmenge zu er- 
öffnen, die dem geschätzten Einfuhrbedarf aus drit- 
ten Ländern entspricht. Diese Berechnungsart kann 
sich für die Gemeinschaftsproduktion als nachteilig 
erweisen oder aber den Anreiz zur Ausweitung des 
jeweiligen Sektors nehmen. Diese Überlegungen ha- 
ben vor allem bei der Ausarbeitung des Entwurfs 
für Ferrosiliziummangan eine Rolle gespielt. 

Diese Überlegung hat schließlich zur Ausarbeitung 
von Verordnungsentwürfen zur Eröffnung, Auftei- 
lung und Verwaltung von autonomen Gemein- 
schaftszollkontingenten geführt, bei denen die Kon- 
tingentsmengen den von den betreffenden Mitglied- 
staaten beantragten Mengen entsprechen oder ge- 
ringfügig darunter liegen. 

3. Außer im Falle des Zeitungsdruckpapiers bedür- 
fen die geplanten Verwaltungsverfahren, d. h. ins- 
besondere die Bildung einer Reserve, keiner beson- 
deren Erklärungen, da sie sich nicht von denen 
unterscheiden, die vom Rat bereits für die autono- 
men Kontingentserhöhungen befürwortet und ge- 
billigt wurden, die in früheren Jahren für die gleiche 
Ferrolegierung durchgeführt wurden. 


4. Im Falle des Zeitungsdruckpapiers ist die Kom- 
mission aus den Gründen, die sie unter Ziffer 6 letz- 
ter Unterabsatz der Begründung in der Anlage zu 
ihrem Schreiben vom 10. Dezember 1968 (siehe Dok. 
R/2204/68 - GZT 103) bereits angeführt und unter 
Ziffer 3 der Begründung im Anhang zu ihrem Schrei- 
ben vom 30. September 1969 (Dok. R/1707/69 - GZT 
54) wiederholt hatte, nach wie vor der Ansicht, daß 
sich die endgültige Aufteilung des Gemeinschafts- 
zollkontingents unter die Mitgliedstaaten nicht mit 
dem Gemeinschaftscharakter dieses Kontingents ver- 
einbaren läßt. Die Bildung einer Reserve hätte es in 
der Vergangenheit insbesondere ermöglicht, die 
Quoten derjenigen Mitgliedstaaten, in denen die 
kontinuierliche Versorgung gefährdet war, im Laufe 
des Kontingents jahres anzupassen; außerdem hätte 
die Gewährung von de facto einzelstaatlichen Zoll- 
kontingenten auf dem Umweg über Artikel 28 ver- 
mieden werden können, zumal sich in der Praxis 
herausgestellt hat, daß diese Gewährung nicht immer 
notwendig war. 

Aus diesen Gründen ist vorgesehen, diese Erhöhung 
durch eine Verordnung mit ^eigenständigem Auftei- 
lungs- und Verwaltungsverfahren vorzunehmen, das 
zwar dem vorliegenden Antrag Rechnung trägt, zu- 
gleich jedoch insbesondere die Bildung einer Reserve 
umfaßt. 

5. Zur Frage des Kontingentszollsatzes für Zei- 
tungsdruckpapier hat die Gemeinschaft der nor- 
dischen Delegation in einem Schreiben (Nord 4 des 
Dokuments NCG (67) 44 Rev.) ihren Beschluß mit - 
geteilt, gemäß Artikel 28 des Vertrages von Rom 
jedes Jahr ein zollfreies Kontingent zu eröffnen, 
wenn feststünde, daß alle Versorgungsmöglichkei- 
ten auf dem Binnenmarkt der Gemeinschaft für das 
betreffende Rechnungsjahr ausgeschöpft sind, und 
nachdem das im GATT konsolidierte zollfreie Kon- 
tingent über 625 000 Tonnen vollständig ausge- 
schöpft worden ist. 

Die geplanten Kontingentszollsätze für die Erhöhung 
für Ferrosiliziummangan entsprechen den vom Rat 
für die Erhöhung des Jahres 1972 für diese Ware 
festgesetzten Sätzen. 
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